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Vorwort zur siebten Auflage 
 
 
Die 7. Auflage des Lehrbuchs bringt eine wichtige Änderung: Sie passt den 
Stoff an die Änderung der JAPO an. Seit Anfang 2017 gehören das Kommu- 
nalabgabenrecht und das kommunale Unternehmensrecht nicht mehr zu den 
Prüfungsgegenständen der Ersten Juristischen Staatsprüfung. 

Dementsprechend wurde das kommunalrechtliche Kapitel gekürzt. Neben 
anderen notwendig gewordenen Anpassungen an die Rechtsentwicklung ist 
dort auch schon der Gesetzentwurf zur Änderung des GLKrWG und ande-
rer Gesetze berücksichtigt, dessen Beschluss zwar bis zur Drucklegung noch 
nicht erfolgt ist, der aber zu wichtigen Änderungen in prüfungsrelevanten 
Fragen, vor allem im Hinblick auf die Vertretungbefugnis des Ersten Bür-
germeisters, führen kann. 

Im Polizei- und Sicherheitsrecht wurde neben neuer Rechtsprechung und 
Literatur der Vorspann um aktuelle Entwicklungen rund um die Vorratsda-
tenspeicherung und weitere informationelle Eingriffe ergänzt. Eingearbei- 
tet wurde neben dem Gesetz zur effektiveren Überwachung gefährlicher Per-
sonen vom 24.7.2017 (GVBl. S. 388) auch das Gesetz über Verbote der  
Gesichtsverhüllung in Bayern vom 12.7.2017 (GVBl. S. 362), die zahlreiche 
Änderungen im PAG und dem LStVG mit sich brachten. 

Im 4. Teil zum Öffentlichen Baurecht wurden vor allem die 2017 erfolg-
ten Änderungen des Baugesetzbuchs und der Bayerischen Bauordnung ein-
gearbeitet. 

Wie immer haben wir Kritik und Anregungen aus dem Leserkreis aufge-
nommen. Ebenso freuen wir uns weiterhin über Verbesserungsvorschläge und 
bitten, diese an den Autor zu richten, der für den betroffenen Abschnitt des 
Lehrbuchs die Verantwortung trägt. 

Auch zur siebten Auflage gilt unser besonderer Dank den Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern, die uns durch ihre engagierte Mithilfe bei der Über-
arbeitung des Buchs unterstützt haben. Zu nennen sind insbesondere Lisa 
Lambertz (Köln), Dominik Ludstock und Julian Zinn (München), Anne 
Paschke und Christoph Halder (Passau) sowie Fabian Michl (Regensburg). 
 
München, Passau, Köln und Regensburg, 
im August 2017 Ulrich Becker 

Dirk Heckmann 
Bernhard Kempen 

Gerrit Manssen 
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Aus dem Vorwort zur ersten Auflage 
 
 
Das vorliegende Buch verfolgt das Ziel, den Studierenden an Bayerischen 
Juristischen Fakultäten das Fachwissen in den landesrechtsspezifischen Ma-
terien des Öffentlichen Rechts zu vermitteln. Es unterscheidet sich konzep-
tionell von anderen Sammelbänden. Der dargebotene Stoff beschränkt sich 
auf die prüfungsrelevanten Pflichtfächer und lässt alle sonstigen (nur) für 
die öffentlichrechtlichen Wahlfächer bzw. die Verwaltungspraxis wichtigen 
Rechtsgebiete außen vor. Ebenso wird innerhalb der Darstellungen durchge-
hend jeweils nur das behandelt, was Gegenstand juristischer Prüfungen sein 
kann. Daraus rechtfertigt sich auch der Verzicht auf einen umfangreichen 
Fußnotenapparat. Auf diese Weise beschränkt sich der Gesamtumfang auf 
ein Maß, dessen Bewältigung redlicherweise erwartet werden kann. 

Besonderer Wert wird auf die Verständlichkeit der Darstellungen gelegt. 
Auf typische Aufbauprobleme in Klausuren und Hausarbeiten wird beson-
ders eingegangen. Zahlreiche Beispiele sowie Aufbauschemata und sonstige 
didaktische Hinweise erleichtern die Anwendung des Gelernten, Querver-
weise auf Randnummern innerhalb, aber auch auf Randnummern anderer 
Kapitel verdeutlichen zugleich die materielle Wechselbezüglichkeit der ver-
schiedenen Problemstellungen und der Rechtsgebiete. Das Buch eignet sich 
sowohl für die vorlesungsbegleitende Mitarbeit als auch für die Vorberei-
tung auf universitäre Leistungsnachweise und das Examen im Öffentlichen 
Recht. 
 
Passau, Regensburg und Würzburg, im März 2000 Ulrich Becker 

Dirk Heckmann 
Bernhard Kempen 

Gerrit Manssen 
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